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SCHULFRIEDEN

Vom Frexit zur Lösung
Das Drängen der CDU zur Wiedereinführung des G9 an Gymnasien droht 

das 2-Säulen-Modell endgültig zum Einsturz zu bringen. Es birgt zugleich die 

Chance, zu neuen Ufern aufzubrechen

Da hat er ja gar nicht so Un-
recht, ‚unser‘ Senator, wenn er 
die jüngsten Auseinandersetzun-
gen – wie geschehen – innerhalb 
und außerhalb des Parlaments 
um den so genannten Schulfrie-
den mit den Verhandlungen um 
den Brexit vergleicht. Nur dass 
er dies nicht von außen beobach-
tet, sondern mitten drin steckt in 
dem Schlamassel. Auslöser ist 
Andre Trépoll, derzeitiger Lan-
desvorsitzender und Oppositi-
onsführer der Hamburger CDU, 
der zunächst in der eigenen Par-
tei für Aufregung sorgte, als er 
ohne innerparteiliche Vorankün-
digung das Abitur am Gymna-
sium nach acht Jahren, also die 

so genannte G8-Regelung, öf-
fentlich infrage stellte und damit 
einen innerparteilichen Konflikt 
auslöste, der bis dato anhält. (Die 
hlz berichtete ausführlich in der 
Ausgabe 12/2018, S. 16ff) 

Dabei blieb dem armen Mann 
fast gar nichts anderes übrig, als 
dies zu tun. Andernfalls würde er 
den Fall der CDU in die Bedeu-
tungslosigkeit riskieren. Bei der 
letzten Wahl zur Bürgerschaft er-
rangen die Christdemokraten ge-
rade mal 15,9 Prozent Stimmen-
anteil, jüngste Umfragen lassen 
sie gar auf 14 Prozent sinken!

Die Versuchung, die heilige 
Kuh ‚Schulfrieden‘ zu opfern, 
ist also groß und man weiß, dass 

das einzige Vorhaben, mit dem 
man das Tal der Tränen verlas-
sen könnte, das der Wiederein-
führung des G9 ist. Das haben 
nicht nur die Entwicklungen in 
anderen Bundesländern gezeigt, 
allen voran Schleswig-Holstein, 
wo explizit mit diesem Thema 
die Wahl gewonnen wurde, son-
dern die jüngst vom Hamburger 
Abendblatt initiierte Umfrage 
hat dies mehr als bestätigt: 76 
Prozent sind dafür! Eltern und 
Großeltern – die Schüler_innen 
nehme ich mal wegen Befan-
genheit aus – haben scheinbar 
die Schnauze voll vom Bulimie-
Lernen! Sie denken dabei an ihre 
Kinder oder Enkel_innen, an das 
Leiden mit ihnen, an die Nach-
hilfe, an die Zeit, die ihnen und 
ihren Kindern verloren geht für 
ein Leben außerhalb dessen, was 
Schule ausmacht. Die Schul-
strukturfrage, die das Ganze 
berührt, ist ihnen egal. Und sie 
haben alles Recht der Welt, so 
zu denken und so zu entschei-
den! Es ist die Politik, die das 
zu verantworten hat. Und die hat 
primär den jetzigen Schlamassel 
verursacht!

Man erinnere sich – und da 
ist sie wieder, die Parallele zum 
Brexit –: die CDU im Verein mit 
Statt-Partei und Freidemokraten 
wollte vor ca. 10 Jahren das G8, 
also die verkürzte Schulzeit zum 
Abitur am Gymnasium, weil an-
geblich die internationale Wett-

Finnland 
… and here are the results

„Die meisten machen Abitur nach drei Jahren. 15 bis 20 Prozent 
der Schüler_innen brauchen dazu vier Jahre, oft, weil sie ein zeit-
intensives Hobby oder Lernschwierigkeiten in einem oder meh-
reren Fächern haben (Früher nannte man das dann auch beschö-
nigend ‚Ehrenrunde‘. – J.G.).Einige wollen auch ein möglichst 
breites Spektrum an Fächern vorweisen im Hinblick auf die stren-
gen Eingangsprüfungen an den Universitäten. Auch eine kürzere 
Dauer als drei Jahre ist möglich, wenn die geforderten 75 Kurse 
absolviert sind.“ Anneliese Richter, Die gymnasiale Oberstufe im 
finnischen Schulsystem, S. 53, in: Friedemann Stöffler, Matthias 
Förtsch (Hrsg.), Abitur im eigenen Takt. Die flexible Oberstufe 
zwischen G8 und G9, Weinheim 2014

Knoten
zerschlagen
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bewerbsfähigkeit gefährdet war. 
In Wirklichkeit wollten die Be-
teiligten stärker „die Spreu vom 
Weizen trennen“ und damit die 
Attraktivität des Gymnasiums 
für jene schmälern, die aufgrund 
häuslicher Verhältnisse mehr 
Zeit zum Lernen brauchen. 

Nun also der Backstop! Man 

will zurück zu G9 bei gleichzei-
tiger Beibehaltung des 2-Säulen-
Modells. Dieses schon ohnehin 
arg rissige Gebäude geriete di-
rekt in Einsturzgefahr, weil der 
kleine Wettbewerbsvorteil, den 
die Stadtteilschulen mit dem ei-
nen Jahr länger bis zum Abitur 
haben, nicht mehr existierte. Der 

wenig menschenfreundliche Be-
griff der ‚Restschule‘ macht be-
reits wieder die Runde!

Was also tun? Das einzige, 
was aus konservativer Sicht hel-
fen würde, nämlich den Eltern-
willen abzuschaffen, bedeutete 
nicht nur für die CDU, sondern 
für alle Parteien den politischen 

Knoten
zerschlagen
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AmMittwoch habenwir

Sie gefragt:

Ist der Streik der Sicherheitskräfte am
Flughafen berechtigt?

Das Ergebnis:

Ja Nein

39% 61%

Abgestimmthaben1738Leser,
Stand: 18Uhr.

Die neue Frage:

Sollte es an Hamburgs Gymnasien wieder
die Möglichkeit geben, Abitur nach 13
Jahren zu machen?
Stimmen Sie ab, und debattieren Sie mit
unsauf Abendblatt.de/frage-des-tages

So erreichen Sie dasAbendblatt

NLiebeLeserinnenundLeser,
dasHamburgerAbendblatt fif nden
SieamGroßenBurstah inunmit-

telbarerNähezumRathaus .
DiePostanschrift lautet:

HamburgerAbendblatt
20444 5Hamburg
TelefonischerreichenSiedieRedaktion
unterderRufnummer040/55 444 710 31.
AlleRessortserreichenSie
unter040/55 444 711 71.
DieAbendblatt-Geschäftsstelle fif nden
SieamGroßenBurstah 18-32.Öffnungs-
zeiten:Mo–Fr9–19Uhr, Sa 10–16Uhr.

Noch was bei? Als ich beim Einkaufen
im Supermarkt in die Nähe der Schlach-
terei kam, hörte ich ihn sagen, nachdem
der Schlachter ein Stück Fleisch für eine
Kundin eingepackt hatte: „Kommt da
noch was bei?“ Ein alter Ausspruch für
„Sonst noch etwas?“ Heidrun Brennert,

Farmsen-Berne

Vorschläge und Anmerkungen zur Serie

senden Sie bitte an die E-Mail-Adresse

hamburgisch@t-online.de (Betreff: Hamburgisch)

SPRECHEN SIE

HAMBURGISCH?

AKTUELLE MAGAZINE

HamburgmitKindern

Dezember Januar Februar 2018/2019 AusgabeNr. 1-2019 2,50Euro

NEU!
56Seiten

für nur

,50Euro

150Tipps Rodeln Glücksatlas Smartphone

:: Zwei aktuelle Magazine aus der
Abendblatt-Redaktion gibt es neu im
Zeitschriftenhandel und in der Abend-
blatt-Geschäftsstelle am Großen Burs-
tah 18–32: Die Winterausgabe von
„Hamburg mit Kindern“ mit 56 Seiten
enthält 150 Freizeittipps sowie viele Be-
richte für Eltern und Großeltern. „Ham-
burg mit Kindern“ kostet 2,50 Euro,
bzw. als E-Paper (www ww .abendblatt.de/
hamburgmitkindern) 99 Cent.
„Hamburg Historisch“ kostet 9 Euro
bzw. 7 Euro als Treuepreis in der Ge-
schäftsstelle und bietet auf 108 Seiten
große Berichte, Intervr iews und opulente
Bildstrecken rund um die spannende
Geschichte der Hansestadt.

Kostenlose Ausbildung ab 1. April
Bürgerschaft: Schulgeldfreiheit für Logopäden, Ergo- und Physiotherapeuten

ALTSTADT :: Die Einführung der
Schulgeldfreiheit für die Ausbildung von
Logopäden, Ergotherapeuten und Phy-
siotherapeuten ist einen Schritt weiter:
Die Bürgerschaft hat den Senat mit gro-
ßer Mehrheit aufgefordert, bis zum 31.
Mai eine auf zwei Jahre befristete Lan-
desförderung vorzulegen. Diese Rege-
lung soll dann nach Zustimmung durch
die Bürgerschaft rückwirkend zum
Schuljahresbeginn am 1. April gelten.

„Es ist ein Anachronismus, wenn
junge Menschen Geld mitbringen müs-
sen, wenn sie eine Ausbildung in einem
Mangelberuf aufnehmen“, sagte Ge-
sundheitssenatorin Cornelia Prüfer-
Storcks (SPD). Hamburg springe ein, bis

eine bundesweite Regelung, die sich die
Große Koalition vorgenommen hat, vo-
raussichtlich von 2021 an in Kraft treten
wird. Prüfer-Storcks kritisierte Bundes-
gesundheitsminister Jens Spahn (CDU),
der für die Umsetzung sehr lange brau-
che, während er bei Themen, die ihm
wichtig seien, sehr schnell sein könne.

Die Kosten für die Schulgeldfreiheit
für die drei Gesundheitsfachberufe in
Hamburg belaufen sich nach Angaben
der Senatorin auf mehr als drei Millio-
nen Euro pro Jahr. „Wir sind damit im
Vergleich zu anderen Ländern sehr weit
vorn in Hamburg“, sagte Prüfer-Storcks.
Bislang müssen die Auszubildenden bis
430 Euro pro Monat zahlen.

Kritik von der Opposition gab es
dennoch. „Aus unserer Sicht geht die Re-
gelung nicht weit genug. Es wäre fair,
wenn die Schulgeldfreiheit schon vom 1.
Januar an gelte“, sagte CDU-Vizefrak-
tionschefin Birgit Stöver. Union und die
Linke forderten Schulgeldfreiheit für al-
le therapeutischen Gesundheitsberufe.
„Podologen, Bademeister und Masseure
müssen weiterhin Schulgeld zahlen“,
sagte der Linke-Abgeordnete Deniz
Celik. Das schaffe eine „Zwei-Klassen-
Ausbildung“ für die Gesundheitsberufe.

Christiane Blömeke (Grüne) sieht
Spahn in der Pflf icht, dafür zu sorgen,
dass Podologen und Masseure kein
Schulgeld mehr zahlen müssen. (pum)

„Gefahr eines neuen Schulkampfs“
Bürgerschaft: Harte Debatte über G 9 am Gymnasium. Erstes Gespräch über Verlängerung des Schulfriedens

PETER ULRICH MEYER

ALTSTADT :: Hart in der Sache, aber
doch erstaunlich verbindlich im Ton:
Die gegensätzlichen Auffassungen in
der Frage einer Rückkehr zum längeren
Lernen am Gymnasium (G 9) wuw rden
in der aktuellen Stunde der Bürger-
schaft zwar sehr deutlich, aber SPD,
Grüne, CDU und FDP wollten die erste
Verhandlungsrunde über eine Verlän-
gerung des Anfang 2020 auslaufenden
Schulfriedens direkt im Anschluss an
die Debatte offensichtlich nicht schon
vorab torpedieren.

CDU-Oppositionschef André
Trepoll war bemerkenswert milde ge-
stimmt. „Es hat in den vergangenen
Jahren in unserer Stadt spürbare Ver-
besserungen in der Schulbildung gege-
ben. Dazu haben wir alle in unter-
schiedlicher Verantwortung beigetra-
gen. Darauf können wir gemeinsam
stolz sein, aber wir sollten uns darauf
nicht ausruhen“, so Trepoll. Hamburgs
Schulen brauchten eine Qualitätsoffen-
sive, einen neuen Schulentwicklungs-
plan und mehr Durchlässigkeit.

Für die CDU ist die Rückkehr
zu G 9 keine Strukturfrage

Dann kam der CDU-Fraktionschef aber
doch ziemlich schnell auf sein zentra-
les Thema. „Auch das längere Lernen
am Gymnasium beschäftigt die Men-
schen in unserer Stadt. 76 Prozent wol-
len das“, sagte Trepoll und zitierte da-
mit die Abendblatt-Umfrage aus der
vergangenen Woche. Der CDU-Politi-
ker forderte, auch über die Rückkehr zu

G 9 am Gymnasium im Rahmen der
Verhandlungen über den Schulfrieden
zu reden. Der seit 2010 gültige Schul-
frieden schließt Veränderungen der
Schulstruktur ausdrücklich aus. Die
Rückkehr zu G 9 sei „keine Strukturfra-
ge, sondern eine Qualitätsfrage“, des-
wegen könne darüber geredet werden.

„Wenn jetzt aufseiten von Rot-Grün
behauptet wird, wir wollten einen
Schulkrieg anzetteln, dann ist das die
Verwr eigerung der Debatte“, so Trepoll.

Die deutlichste Replik kam von
Schulsenator Ties Rabe (SPD). „Der
Schulfrieden war uns bislang heilig.
Wer jetzt eine neue G-8-/G-9-Debatte
anzettelt, gefäf hrdet diesen Frieden“,
sagte Rabe. Die Einführung von G 9
wäre „eine tiefgreifende Veränderung,
die die Gymnasien längere Zeit durch-
rütteln und beanspruchen kann“.

„Wenn jetzt auch Gymnasien G 9
anbieten, besteht die große Gefahr,
dass die Stadtteilschulen, die ja G 9 ha-
ben, ausbluten und dass noch mehr
leistungsschwächere Kinder an den
Gymnasien angemeldet und überfor-
dert werden“, sagte Rabe. In so einem
Fall bestehe die Gefahr, dass „Ham-

burg in einen Schulkampf hineinschlit-
tert“. Rabe holte weit aus und verglich
die G-9-Debatte mit dem Brexit: „Ohne
jede Verantwortung wird von einigen
Politikern aus wahlkampfstrategischen
Gründen eine von vielen Grundstim-
mungen instrumentalisiert und aufge-
blasen. Man zündelt halt gern und
nimmt gern in Kauf, dass dabei ein gro-
ßer Brand ausbricht und ein gut funk-
tionierendes Schulsystem unter die Rä-
der kommt.“

Grünen-Fraktionschef Anjes
Tjarks erinnerte daran, warum der
Schulfrieden zwischen CDU, Grünen
und SPD 2010 geschlossen wuw rde. „Es
wuw rde ein erbitterter Streit über die
Schulstruktur beendet und gleichzeitig
verabredet, das Schulsystem leistungs-
fäf higer und gerechter zu gestalten“,
sagte Tjarks. Das sei geschehen, die
Leistungen der Hamburger Schüler in
Deutsch, Englisch und Mathematik
hätten sich im Ländervr ergleich deut-
lich verbessert, und die Zahl der Schul-
abbrüche sei gesunken. Tjarks zeigte
sich offen für Gespräche über eine wei-
tere Verbesserung der Schulqualität.
„Wir können auch über das Thema
Entschleunigung an Gymnasien re-
den“, sagte der Grüne. Offen blieb, was
er damit genau meinte, denn eine
Rückkehr zu G 9 schloss Tjarks aus-
drücklich aus. Das wüw rde dazu führen,
dass Gymnasien und Stadtteilschulen
kaummehr unterscheidbar wären.

Wie die CDU fordert auch die FDP
deutliche Verbesserungen an den
Schulen, lehnt aber eine Rückkehr zu
G 9 an Gymnasien ab. „Ein Jahr mehr
rot-grüner Schulpolitik, wie sie jetzt

ist, das kann nicht die Lösung sein. G 9
an allen Gymnasien bedeutet in jedem
Fall, dass die Stadtteilschulen zu Reste-
schulen wüw rden“, sagte FDP-Frak-
tionschefin Anna von Treuenfels-Fro-
wein. Die Bürger forderten aber „echte
Veränderungen“ am Zwei-Säulen-Mo-
dell. Die 76 Prozent aus der Umfrage
seien eine „Rote Karte“ für Rabe.

Die Linke stellt das Zwei-
Säulen-Modell infrage

„Bei G 9 am Gymnasium wäre die
Stadtteilschule nur noch eine Schule
zweiter Wahl und wüw rde zu einer
Haupt- und Realschule zurückgestuft“,
sagte auch Linke-Fraktionschefin Sabi-
ne Boeddinghaus, die sich andererseits
über die wieder angefachte Diskussion
über die Schulstruktur freute. „Wir
werden das Zwei-Säulen-Modell insge-
samt infrage stellen und ein eigenes
Schulgesetz vorlegen“, sagte Boedding-
haus, die für die Schule für alle ist.

Während sich die CDU in der Fra-
ge G 9 am Gymnasium noch nicht fest-
gelegt hat, ist die AfDf einen Schritt wei-
ter. „G 9 sollte als Möglichkeit angebo-
ten werden“, sagte AfDf -Fraktionschef
Alexander Wolf, der kritisierte, dass
AfDf und Linke nicht zu den Verhand-
lungen über eine Verlängerung des
Schulfriedens eingeladen wuw rden.

Das Gespräch, an dem auch Schul-
senator Rabe teilnahm, dauerte rund
eineinhalb Stunden. Das Treffen sei gut
und konstruktiv gewesen und in offe-
ner und gelöster Stimmung verlaufen,
hieß es hinterher. Über die Inhalte
wuw rde Vertraulichkeit vereinbart.

Weer jetzt eine neue
G88//G99-Debatte anzettelt,
geffährrdet den Schulfrf ieden

Schulsenator Ties Rabe (SPD)

76 Prozent der Hamburger wollen laut Umfrage eine Rückkehr zu G 9 am Gymnasium. CDU-Fraktionschef André Trepoll sieht das Thema groß. FOTO: MARK SANDTEN
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SPD zuU-5-Kosten:
Genauere Schätzung
mit fertigen Plänen

Rot-Grün kontertKritik: Die

CDU habe aus Fehlern bei der

Elbphilharmonie nichts gelernt

HAMBURG :: Von einem „Jahrhun-
dertbauwerk“ hatte Bürgermeister Peter
Tschentscher (SPD) am Dienstag bei der
Vorstellung einer Machbarkeitsstudie zu
der geplanten Bahnlinie U 5 gesprochen
– und von Kosten in Höhe von „mehre-
ren Milliarden Euro“. Viel zu vage ist
diese Schätzung nach Ansicht des CDU-
Verkehrspolitikers Dennis Thering, der
seine Kritik am Mittwoch in der Bürger-
schaft erneuerte: „Sie haben ja bereits
45 Millionen Euro nur an Planungsmit-
teln investiert, ohne zu wissen, ob wir
überhaupt die finanziellen Möglichkei-
ten haben, die U 5 zu bauen“, sagte The-
ring. „Das ist keine seriöse Finanzpoli-
tik. Wenn ich mir ein Haus baue, muss
ich auch ungefäf hr eine Vorstellung ha-
ben, wo ich am Ende des Tages liege.“

Die CDU habe aus ihren Fehlern bei
der Elbphilharmonie nichts gelernt, sag-
te die verkehrspolitische Sprecherin der
SPD-Fraktion, Dorothee Martin. „Für
uns dagegen gilt: Erst zu Ende planen,
dann realistisch die Kosten schätzen.
Für uns geht Gründlichkeit vor Schnel-
ligkeit.“ Gespräche mit dem Bund liefen
zwar bereits, aber Verhandlungen über
einen Zuschuss wüw rden wie sonst auch
nach der Fertigstellung der Planungen
zu allen Haltestellen beginnen. Die
CDU-Fraktion möge konstruktiv sein,
sagte Martin – und schickte einen Appell
hinterher: „Nutzen Sie Ihren Einflf uss
auf den Bundesverkehrsminister.“

In die gleiche Kerbe schlug Martin
Bill von der Grünen-Fraktion, die unter
dem Motto: „Von Taktverdichtung bis
U 5, neue Buslinien und Verkehr: Wir ge-
stalten die Mobilität von morgen“, die
Debatte angemeldet hatte. „Wer sich
ernsthaft mit Verkehrspolitik auseinan-
dergesetzt hat, der weiß doch, dass man
auf der Ebene einer Machbarkeitsstudie
keine verlässlichen Kostenberechnun-
gen herleiten kann. Das wäre unseriös“,
sagte Bill. Auf dieser Grundlage sei auch
kein Antrag beim Bund möglich.

Mit Blick auf das von den Grünen
selbstbewuw sst gewählte Motto erklärte
Heike Sudmann von der Linksfraktion,
einige rot-grüne Maßnahmen seien zwar
begrüßenswert. „Es ist gut, dass Sie den
ÖPNV ausbauen.“ Allerdings warteten
die Menschen in Steilshoop und im Os-
dorfer Born seit 40 Jahren auf eine
Schienenanbindung. Abhilfe zu schaffen
sei deshalb eine Selbstverständlichkeit.

An die großen Herausforderungen
traue sich die SPD aber nicht heran, sag-
te Sudmann: „Warum kommen der Ers-
te Bürgermeister und die SPD nur auf die
Idee, den Straßenraum freizumachen,
indem man sagt: mehr Leute in Bus und
Bahn – und nicht, indem wir wesentlich
weniger Autos haben?“ Auf Parteitagen
betonten nicht nur Sozialdemokraten,
sondern auch Grünen-Politiker, dass sie
den Autoverkehr einschränken wollten.
In der Bürgerschaft heiße es dann jedoch
von Rot-Grün etwa: „Tempo 30, flf ächen-
deckend, in der ganzen Stadt – das ma-
chen wir nicht. Das ist wirklich
schwach“, sagte Sudmann. (mha)

Bei den Planungen

für die neue U 5

gehe „Gründlich-

keit vor Schnellig-

keit“, sagt

Dorothee Martin

von der SPD.

FOTO: ROLAND MAGUNIA
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Selbstmord. Es bleiben somit 
nur Interimslösungen. Alle Mit-
spielenden haben da so ihre Vor-

schläge, weil sie alle gefordert 
sind, auf die Herausforderung 
der CDU zu reagieren. Aber 
bleiben wir bei den derzeitigen 
Hauptakteuren SPD und Grüne 
auf der einen und CDU auf der 
anderen Seite.

Die Sozialdemokraten favo-
risieren, auch wenn dies noch 
nicht deutlich heraus gearbeitet 
bzw. aus taktischen Gründen, so 
nehme ich an, noch nicht in die 
Debatte eingebracht gebracht 
wurde, das Campusmodell. Es 
ist das aus den 1970er Jahren 
bekannte Kompromissmodell 
zur integrativen Gesamtschule, 
„additiv“ genannt. Es vereinte 
damals drei, heute zwei Schul-
formen unter einem Dach bei 
Beibehaltung getrennter Schul-
zweige. Übrig geblieben aus 
dieser Zeit sind die Heinrich-
Hertz-Schule in Winterhude und 
die Gyula Trebitsch Schule in 
Tonndorf. Neu hinzukommen 
– und hier wird schon mit dem 
neuen Begriff der Campusschu-

le operiert – wird eine Schule in 
Neugraben. Das Vorzeigemodell 
aber wird wohl mit einem Tusch 

die Öffentlichkeit überraschen: 
Es wird die Campus-Schule in 
der Hafen-City!

Ob dieser Schultyp als Trans-
formationsmodell für eine Schu-
le, wie wir sie uns vorstellen, 
taugt, wird sich zeigen. Zunächst 
einmal besitzt er einen gewissen 
Charme, weil die Voraussetzun-
gen für gemeinsames Lernen 
aller Schüler_innen – zumindest 
in manchen Fächern – besser 
sind. Entscheidend wird sein, ob 
und in welchem Umfang diese 
Schule von dem so genannten 
bildungsnahen Elternklientel 
angenommen wird. Die Skep-
sis, dass es hier wieder mal der 
Spatz in der Hand ist, der nie das 
Fliegen lernen wird, ist mehr als 
berechtigt.

Die Grünen favorisieren aus 
Gründen der Machterhaltung 
oder – je nach Standpunkt – aus 
der Einsicht, dass weitergehen-
de Modelle eines gemeinsamen 
längeren Lernens für alle Kin-
der politisch auf absehbare Zeit 

unrealistisch sind, ein Y-Modell. 
Das heißt: Gymnasien sollen 
sowohl das G8 als auch das G9 
anbieten, was auch innerhalb der 
CDU im Gespräch ist. Sie ist 
wohl aber derzeit am ehesten auf 
dem Dampfer, dass die Schul-
konferenzen darüber entscheiden 
sollen, ob ein Gymnasium das 
G8 oder G9 anbietet; auch die 
Grünen liebäugeln mit diesem 
Modell.

Rätselraten also auf ganzer Li-
nie, weil niemand weiß, wie man 
aus der verfahrenen Situation 
herauskommen soll. Vor allem 
kann es nicht wieder zu etwas 
Einvernehmlichem kommen, da 
man sich vom politischen Geg-
ner abgrenzen und gleichzeitig 
profilieren muss. Dabei ist die 
Lösung manchmal ganz nah: 
Die GEW hat schon seit einiger 
Zeit als Transformationsmodell 
die Idee einer flexiblen Ober-
stufe entwickelt. Dies hieße, 
eine gemeinsame Oberstufe aus 
den jetzt noch getrennten Säu-
len Gymnasium und Stadtteil-
schule durch das Erlangen von 
Zertifikaten im Rahmen eines 
Modulsystems zu entwickeln, 
in dem man in zwei, drei oder 
vier (!) Jahren zum Abitur ge-
langen könnte. Also nicht nur 
G8 oder G9, sondern auch noch 
G10! Wo, wenn nicht gerade in 
einem Stadtstaat wie Hamburg, 
in dem die Entfernungen betei-
ligter Schulen gering sind, ließe 
sich so etwas besser einrichten? 
Welch ein breites Angebot an Fä-
chern ließe sich realisieren! Und 
wenn in anderen Zusammenhän-
gen immer vom Lernen nach 
‚Best practice‘ gesprochen wird, 
so lässt sich hierbei auf Finnland 
verweisen. Dort wird genau so 
verfahren wie eben beschrieben. 
Das wäre im Übrigen die Wie-

Es sollte auch an Hamburger Gymnasien wieder möglich sein, 
das Abitur nach 9 Jahren abzulegen

ja % nein %*

Hamburger_innen insgesamt 76 19

bei Anhänger_innen der SPD 75 22

Grünen 74 19

CDU 80 15

Linke 82 15

FDP 66 29

AfD 80 16

*an 100 Prozent fehlende Angaben = „weiß nicht“
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derherstellung des Zustandes vor 
der Einführung des G8. Damals 
waren es auch über 20 Prozent 
der Schüler_innen, die Abitur 
dank einer ‚Ehrenrunde‘ nach 14 
Jahren machten – im Rahmen ei-
nes G10 also.

Das alles kann man nachlesen 
bei Friedemann Stöffler (Abitur 
im eigenen Takt, s. Kasten S.14), 
der in Baden-Württemberg auf 
die gleiche Idee gekommen 
war, wie wir in Hamburg*. Der 
Charme eines solchen Modells 
läge u.a. auch in einem optio-
nalen Auslandsjahr für Viele, 
die das bislang vielleicht auch 
aus finanziellen Gründen nicht 
realisieren konnten. Das wäre 
nicht nur ein großer Sprung in 

Richtung Horizonterweiterung 
(Weltbürger_innen, EU-Integ-
ration) bei den Kids, sondern 
darüber hinaus eine Kompen-
sation der ja bekannter Weise 
gigantischen Handelsbilanz-
überschüsse Deutschlands. Der 
natürliche Bündnispartner der 
Christdemokraten, die FDP, 
machte auf Bundesebene jüngst 
einen ähnlichen Vorschlag. Wie 
wär’s, Herr Trépoll, wenn Sie 
Ihre Offensive fortsetzen, indem 
Sie im Zusammenhang mit Ihrer 
Formulierung „eine individuelle 
Lernzeitverlängerung bis zum 
Abitur“ zu schaffen (Vorlage für 
den Landesausschuss am 3.12./ 
Ergänzungsantrag), die Libera-
len darauf ansprechen?

Wie das Ganze funktionieren 
könnte, ohne damit bereits alle 
Facetten des Modells austariert 
zu haben, finden Sie und findet 
ihr, liebe Kolleg_innen, im Sche-
ma unten.

JOACHIM GEFFERS

*Genauere Erläuterungen 
zu unseren Vorstellungen fin-
den sich auch in den Ausga-
ben der hlz 3-4/2014, S. 8-19, 
hlz 9-10/2015, S. 40 und hlz 
11/2015, S. 10f. Es ist also nicht 
so, wie DIE ZEIT im Januar zu 
dem Titelthema: ‚Hauptsache 
aufs Gymnasium‘ vermerkt, dass 
es hierzu demnächst ein Buch 
geben wird. We sünn all dor!

Das Wahlpflichtprogramm kann ein berufsorientiertes oder auf ein Studium ausgerichtetes Profil haben. 

Wenn Typ A das Auslandsjahr bereits in der 10. Jahrgangsstufe mit Anrechnung für die 11. macht, 

wird sie/er das Abitur nach der 12. Jahrgangsstufe ablegen können. (G8)

Wie bei jeder Statistik lässt sich auch hier mit der Beschreibung des Schüler_innentypus nie auf den oder 

die einzelne_n schließen. Insofern könnten die Idealtypen natürlich auch an ganz anderer Stelle stehen. Sie 

bezeichnen nur schlaglichtartig das, was sich in jedem sozio-ökonomischen Panel in Hinblick auf eine sozial 

gespaltene, von starker Migration geprägten Stadt wie Hamburg abbildet.
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